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Bundeskanzleramt 
Sektion III 
 
 
per Mail an: iii1@bka.gv.at 
 
 
 
 Name/Durchwahl: 
 Mag. Lebschik / 5669 
 Geschäftszahl: 
 BMWA-12.010/0016-Pers/4/2007 
 Ihre Zahl/Ihre Nachricht vom: 
 1.10.2007 

Antwortschreiben bitte unter Anführung 
der Geschäftszahl an die E-Mail-Adresse 
post@pers4.bmwa.gv.at richten. 

 

Fremdlegistik; Bund; BKA; 2. Dienstrechtsnovelle 2007; ME; 
Begutachtungsverfahren 
  
 

 

Zu o.a. legistischem Vorhaben wird seitens des Bundesministeriums für Wirtschaft 

und Arbeit wie folgt Stellung genommen:  

 

ad Art. 2 Z. 14 iVm Z. 25 (Fahrtkostenzuschuss): 

Die vorgesehene Neuregelung des Fahrtkostenzuschusses (Bindung an das 

Pendlerpauschale) wird generell begrüßt.  

 

Zu beachten ist jedoch, dass der in den Erläuternden Bemerkungen zu Recht 

erwähnten „erheblichen Reduktion des Verwaltungsaufwandes“ aufgrund des 

vorgesehenen § 113i GehG ein administrative Doppelbelastung (unterschiedliche 

Bezieherkreise) entgegensteht. Für den Großteil der Bezieher eines 

Fahrtkostenzuschusses würde dieser weiterhin nach alter Rechtslage erfolgen und 

würde lediglich sukzessive die Neuregelung anwendbar. Es müsste daher für eine 

geraume Zeit zwei unterschiedliche Bemessungsgrundlagen für den  

Fahrtkostenzuschuss vollzogen werden. 
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Dahingehend darf weiters darauf hingewiesen werden, dass der Entwurf bereits 

vorsieht, dass u.a. auch mit der jeweils nächsten Tariferhöhung (Eintritt einer 

„Tatsache“, welche eine Änderung der Höhe des alten Fahrtkostenzuschuss gem. § 

20b GehG idF 31.12.2007 zur Folge hätte) zwingend eine Neubemessung gem. § 

20b GehG idF ab 1.1.2008 zu erfolgen hat.  

 

Insoweit erscheinen die Erläuternden Bemerkungen zu § 113i unscharf, als sie 

lediglich geänderte „Voraussetzungen“ (anstelle  - wie im Gesetzestext - von 

„Tatsachen, die für eine Änderung der Höhe…“ zu sprechen; explizit wird in den EB 

sogar nur der Wohnsitzwechsel angeführt) anführen, bei welchen die Neuregelung 

zum Tragen kommen soll.   

 
ergeht in Kopie an: 
  das Präsidium des Nationalrates 
per Mail an: begutachtungsverfahren@parlament.gv.at  

 

Wien, am 16.10.2007 
Für den Bundesminister: 
Mag.iur. Ralf Hagspiel 
 
 
Elektronisch gefertigt.
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